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Piraten wählen.
Am 22. September 2013.

Hier könnten allgemeine Informationen über die Piraten 
stehen. So dies und das und solchen und welchen und 
Spenden und Wahlaufruf und Basisinfos. Immer gleich 
oder verschieden und so.

Nimm Kontakt auf:
Piratenpartei Deutschland
Pflugstraße 9a
10115 Berlin
Fon: +49 30 27572040
Fax: +49 30 609897-517
E-Mail: bgs_anfragen@piratenpartei.de

Freie Selbstbestimmung
und Familienförderung

Die Piratenpartei setzt sich für die gleichwertige 
Anerkennung von Lebensmodellen ein, in denen 
Menschen füreinander Verantwortung übernehmen. 
Unabhängig vom gewählten Lebensmodell genießen 
Lebensgemeinschaften, in denen Kinder aufwachsen 
oder schwache Menschen versorgt werden, einen be-
sonderen Schutz. Unsere Familienpolitik ist dadurch 
bestimmt, dass solche Lebensgemeinschaften als 
gleichwertig und als vor dem Gesetz gleich angese-
hen werden müssen.

 Gleichberechtigte Möglichkeit der Kinderversorgung: 

Kinder zu haben, darf nicht zu Diskriminierung oder 

Benachteiligung führen. Aus der geschlechtlichen 

oder sexuellen Identität bzw. Orientierung darf sich 

weder ein Vorrecht noch eine Verpflichtung zu einer 

höheren oder geringeren Einbindung in die Kinderver-

sorgung ergeben. Wir Piraten setzen uns ein für den 

Abbau noch bestehender gesellschaftlicher Erwar-

tungshaltungen, die eine tatsächlich freie, individuel-

le Entscheidung verhindern oder erschweren.

 Das Ehegattensplitting ist abzuschaffen. Steuerliche 

Vergünstigungen für Einzelpersonen oder Lebensge-

meinschaften sind an die Versorgung von Kindern und 

schwachen Menschen zu binden.

 Um die freie Selbstbestimmung eines Lebensentwur-

fes zu ermöglichen, sind ausreichende Betreuungsan-

gebote für Kinder zu schaffen. Auf die prinzipielle Ver-

fügbarkeit solcher Betreuungsangebote muss es einen 

Rechtsanspruch von Geburt an geben.

 Kinder haben zu dürfen, muss von geschlechtlicher 

Identität bzw. Orientierung unabhängig sein. Auch 

gleichgeschlechtliche Lebensgemeinschaften müssen 

zusammen Kinder bekommen, adoptieren und aufzie-

hen dürfen.

privatisieren
Religion

„Dass wir uns in der
Welt verloren fühlen

ist völlig normal.“



Für die Trennung
von Staat und Religion

Freiheit und Vielfalt der kulturellen, religiösen und welt-
anschaulichen Einstellungen kennzeichnen die moder-
nen Gesellschaften. Diese Freiheiten zu garantieren, ist 
Verpflichtung für das Staatswesen. Dabei verstehen wir 
Piraten unter Religionsfreiheit nicht nur die Freiheit zur 
Ausübung einer Religion, sondern auch die Freiheit von 
religiöser Bevormundung. Wir erkennen und achten die 
Bedeutung, die individuell gelebte Religiosität für den 
einzelnen Menschen erlangen kann.

Trotz der von Verfassungs wegen garantierten Religions-
freiheit ist das Staatswesen der Bundesrepublik nicht 
frei von religiöser (und weltlicher) Privilegierung der 
traditionellen christlichen Kirchen. Hier gibt es einen 
Widerspruch, der durch Immigration und religiöse Diffe-
renzierung in der Gesellschaft zu größeren Verwerfun-
gen führen kann.

Die weltanschauliche Neutralität des Staates herzustel-
len, ist daher eine für die gedeihliche Entwicklung des 
Gemeinwesens notwendige Voraussetzung. Ein säkula-
rer Staat erfordert die strikte Trennung von religiösen 
und staatlichen Belangen; finanzielle und strukturelle 
Privilegien einzelner Glaubensgemeinschaften, etwa im 
Rahmen finanzieller Alimentierung, bei der Übertragung 
von Aufgaben in staatlichen Institutionen und beim Be-
trieb von sozialen Einrichtungen, sind höchst fragwür-
dig und daher abzubauen. Im Sinne der Datensparsam-
keit ist die Erfassung der Religionszugehörigkeit durch 
staatliche Stellen aufzuheben, ein staatlicher Einzug 
von Kirchenbeiträgen kann nicht gerechtfertigt werden.

Migration
bereichert die Gesellschaften

Wir sehen die Vielfalt, die auch durch das Zusammen-
leben von Menschen unterschiedlicher Herkunft ent-
steht, als Bereicherung des gesellschaftlichen Lebens 
an. Wir erkennen den gegenseitigen Einfluss von Aus-
grenzung durch die Mehrheitsgesellschaft und Segre-
gation der als »fremd« gebrandmarkten Menschen und 
werten diese Situation als mit unseren Vorstellungen 
von Menschenwürde nicht vereinbar.

Die technische Möglichkeit, vergleichsweise einfach 
über weite Strecken zu reisen, hat auch die Bedin-
gungen für Migration grundlegend verändert. Die 
Bundesrepublik Deutschland ist seit Jahrzehnten ein 
Einwanderungsland. Sie ist zudem Bestandteil der 
Europäischen Union, die sich in einem Prozess der 
fortschreitenden Integration befindet und zusätzliche 
Kompetenzen übernimmt. Damit steht die deutsche Mi-
grationspolitik vor einer vierfachen Herausforderung:

Die Entwicklung der Europäischen 
Union führt auch zur vollständigen 
Freizügigkeit ihrer Bürger

Innerhalb der Europäischen Union gelten inzwischen 
Arbeitsfreizügigkeit und Niederlassungsfreiheit ihrer 
Bürger. Wir sehen die Entwicklung der Europäischen 
Union zu einer vollständigen Wohnsitz-Freizügigkeit. 
Dem müssen auch die sozialen Sicherungssysteme 
Rechnung tragen. Angebote zum Spracherwerb und 
kulturelle Vielfalt gehören zu dieser Entwicklung 
zwangsläufig dazu.

Gemeinsam
gegen Rassismus

Rassismus und kulturell begründete Diskriminierung 
sind nach wie vor ein gravierendes Problem, das dem 
friedlichen Zusammenleben in einer vielfältigen 
Gesellschaft im Wege steht. Gewalt und Einschüch-
terung aufgrund der Herkunft, Religion oder Kultur 
sind in jedem Fall inakzeptabel. Darum muss Rassis-
mus und Ausländerfeindlichkeit jeder Form entschie-
den entgegengetreten werden, ebenso wie anderen 
Formen von gruppenbezogener Menschenfeindlich-
keit. Biologistische Weltbilder, in denen Menschen 
bestimmter Abstammung anderen als von Natur aus 
überlegen angesehen werden, sind wissenschaftlich 
widerlegt und unvereinbar mit den Werten und Zie-
len der Piratenpartei, ebenso wie jene Ideologien, 
die ganzen Bevölkerungsgruppen kollektive Hege-
moniebestrebungen unterstellen, um die angebliche 
Notwendigkeit eines „Kampf der Kulturen“ zu propa-
gieren. Beispiele für derartige Ideologien sind Anti-
semitismus und Islamhass. Dabei gilt es das Augen-
merk nicht nur auf den rechten Rand der Gesellschaft 
zu legen, sondern Vorurteilen und Intoleranz auch 
in der Mitte der Gesellschaft beim Alltagsrassismus, 
latent antisemitischen Stereotypen und der um sich 
greifenden Islamfeindlichkeit entgegenzutreten.

Die Piratenpartei möchte Kampagnen und Initiati-
ven unterstützen, die sich zum Ziel gesetzt haben, 
das Verständnis zwischen verschiedenen Kulturen 
und Weltanschauungen zu verbessern, Vorurteile 
abzubauen und das Miteinander zu fördern. Ebenso 
solche, die rechtsextremen Aktivitäten entgegentre-
ten und Menschen dabei helfen wollen, sich aus ein-
schlägigen Kreisen zu lösen.

http://wiki.piratenpartei.de/Parteiprogramm
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